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Beschluss 
des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung 
beraten und beschlossen: 

Gesetzentwurf der Staatsregierung 

Drs. 16/2094, 16/2866 

Gesetz zur Änderung des Finanzausgleichsgesetzes und 
der Verordnung zur Durchführung des Gesetzes über 
den Finanzausgleich zwischen Staat, Gemeinden und 
Gemeindeverbänden 

§ 1 

Das Gesetz über den Finanzausgleich zwischen Staat, Ge-
meinden und Gemeindeverbänden (Finanzausgleichsgesetz 
– FAG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Juli 
2008 (GVBl S. 386, BayRS 605-1-F), geändert durch Ge-
setz vom 14. April 2009 (GVBl S. 111), wird wie folgt ge-
ändert: 

1. Es wird folgender neuer Art. 23 eingefügt: 

„Art. 23 

(1) 1Vor Beschlussfassung der Staatsregierung über die 
Ausstattung des kommunalen Finanzausgleichs im 
Rahmen der Haushaltsaufstellung erörtert der Staats-
minister der Finanzen im Beisein des Staatsministers 
des Innern den Entwurf des kommunalen Finanzaus-
gleichs mit den kommunalen Spitzenverbänden, um die 
kommunalen Belange für die Bemessung der den Ge-
meinden und Gemeindeverbänden zur Verfügung zu 
stellenden Gesamtmittel möglichst umfassend zu ermit-
teln, zu bewerten und unter Abwägung mit weiteren 
ausgaberelevanten Belangen in die Erarbeitung des 
endgültigen Entwurfs einzubeziehen. 2Der Vorsitzende 
des Ausschusses für Staatshaushalt und Finanzfragen 
des Bayerischen Landtags ist zur Teilnahme an diesem 
Gespräch berechtigt. 3Zur Vorbereitung dieses Ge-
sprächs übermittelt das Staatsministerium der Finanzen 
den kommunalen Spitzenverbänden rechtzeitig vorher 
den Entwurf des kommunalen Finanzausgleichs und 
bespricht ihn mit diesen. 

(2) Dem Entwurf sind beizufügen: 

1. eine Darstellung der Finanzentwicklung des Staates 
sowie der Gemeinden und Gemeindeverbände an-
hand nachvollziehbarer Vergleichsmaßstäbe,  

2. eine auf Kennzahlen der Finanzstatistik beruhende 
Schätzung des den Gemeinden zur Erfüllung frei-
williger Aufgaben verbleibenden Gesamtbetrags 
und 

3. ein Ausblick auf bedarfsprägende Umstände, die 
im zu planenden Haushaltsjahr für die vertikale 
Aufgabenverteilung zwischen Staat und Kommu-
nen zu erwarten sind.“ 

2. Der bisherige Art. 23 wird Art. 24 und wie folgt geän-
dert: 

a) Es wird folgender neuer Abs. 3 eingefügt: 

„(3) Das Staatsministerium der Finanzen wird er-
mächtigt, im Einvernehmen mit dem Staatsministe-
rium des Innern durch Rechtsverordnung Inhalt, 
Methodik und Datenquellen der nach Art. 23 
Abs. 2 beizufügenden Entscheidungsgrundlagen 
für die Bemessung des Finanzausgleichsvolumens 
und der Schätzung des den Kommunen zur Erfül-
lung freiwilliger Aufgaben verbleibenden Gesamt-
betrags zu bestimmen.“ 

b) Die bisherigen Abs. 3 und 4 werden Abs. 4 und 5. 

 

§ 2 

Die Verordnung zur Durchführung des Gesetzes über den 
Finanzausgleich zwischen Staat, Gemeinden und Gemein-
deverbänden (FAGDV 2002) vom 19. Juli 2002 (GVBl 
S. 418, BayRS 605-10-F), zuletzt geändert durch § 2 des 
Gesetzes vom 23. April 2008 (GVBl S. 136), wird wie folgt 
geändert: 

1. Es werden folgende neue §§ 18 und 19 und folgende 
§§ 20 und 21 eingefügt: 

„§ 18 
Entscheidungsgrundlagen nach Art. 23 Abs. 2 FAG 

1Die dem Entwurf des kommunalen Finanzausgleichs 
beizufügenden Entscheidungsgrundlagen werden in den 
allgemeinen Teil der Begründung des Entwurfs des mit 
dem Haushaltsgesetz korrespondierenden Finanzaus-
gleichsänderungsgesetzes aufgenommen. 2Auf Anfor-
derung stellt sie das Staatsministerium der Finanzen 
den kommunalen Spitzenverbänden zusätzlich in elekt-
ronischer Form zur Verfügung; dies umfasst auch die 
den graphischen Darstellungen zugrunde liegenden 
Stammdaten. 
 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Aus-
schüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de - Dokumente abrufbar. Die aktuelle 
Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de – Aktuelles/Sitzungen zur Verfügung. 
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§ 19 
Darstellung der Finanzentwicklung des Staates  
sowie der Gemeinden und Gemeindeverbände 

(1) Die Darstellung der Finanzentwicklung des Staates 
sowie der Gemeinden und Gemeindeverbände anhand 
nachvollziehbarer Vergleichsmaßstäbe (Art. 23 Abs. 2 
Nr. 1 FAG) erfolgt für einen Referenzzeitraum, der das 
Jahr der letztverfügbaren statistischen Daten und die 
jeweils neun vorangehenden Jahre umfasst. 
(2) Im Einzelnen sind folgende Ist-Entwicklungen der 
Vergangenheit darzustellen: 
1. Einnahmen aus Steuern und steuerähnlichen Ab-

gaben des Staates sowie der Gemeinden und Ge-
meindeverbände (Indexentwicklung und Beträge), 

2. bereinigte Einnahmen im Kernhaushalt des Staates 
sowie der Gemeinden und Gemeindeverbände, 

3. bereinigte Ausgaben im Kernhaushalt des Staates 
sowie der Gemeinden und Gemeindeverbände, 

4. Finanzierungssalden im Kernhaushalt des Staates 
sowie der Gemeinden und Gemeindeverbände, 

5. Kreditmarktschulden im Kernhaushalt des Staates 
sowie der Gemeinden und Gemeindeverbände, 

6. Verhältnis der Kreditmarktschulden zu den berei-
nigten Ausgaben im Kernhaushalt des Staates so-
wie der Gemeinden und Gemeindeverbände (Ver-
schuldungsquote), 

7. Verhältnis der Investitionsausgaben im Kernhaus-
halt des Staates sowie der Gemeinden und Ge-
meindeverbände (Art. 13 Abs. 3 Nr. 2 Satz 2 Bay-
HO) zu den bereinigten Ausgaben (Investitions-
quote) und 

8. Ausgaben des Staates mit und ohne Leistungen im 
Rahmen des Länderfinanzausgleichs, Ausgaben 
des Staates im Rahmen des Länderfinanzaus-
gleichs, Leistungen des Staates an die Gemeinden 
und Gemeindeverbände insgesamt und reine Lan-
desleistungen im kommunalen Finanzausgleich 
(Soll-Zahlen nach Abgrenzung des Finanzpla-
nungsrats, Indexentwicklung und Beträge). 

(3) Datenquelle ist für die Darstellungen nach Abs. 2 
Nrn. 1 bis 7 die Fachserie 14, Reihen 2 und 5 des Sta-
tistischen Bundesamts, und für die Darstellungen nach 
Abs. 2 Nr. 8 der Haushaltsplan des Freistaates Bayern. 
 

§ 20 
Schätzung des den Gemeinden zur Erfüllung  

freiwilliger Aufgaben verbleibenden Gesamtbetrags 

(1) 1Das Landesamt für Statistik und Datenverarbeitung 
erstellt ehestmöglich nach dem Stichtag für die Liefe-
rung der Daten der kommunalen Jahresrechnungsstatis-
tik an das Statistische Bundesamt die Auswertung nach 
Art. 23 Abs. 2 Nr. 2 FAG und übersendet sie in elekt-
ronischer Form an das Staatsministerium der Finanzen. 

2Die Auswertung ist jeweils für das Jahr der letztver-
fügbaren Daten der kommunalen Jahresrechnungssta-
tistik vorzunehmen. 3Hierbei sind die gemeindlichen 
Einnahme- und Ausgabedaten der Jahresrechnungssta-
tistik heranzuziehen und für die Gemeinden in ihrer 
Gesamtheit auszuweisen. 

(2) 1Die Ausgabedaten der Jahresrechnungsstatistik 
sind, bereinigt um besondere Finanzierungsvorgänge, 
entsprechend dem als Anlage zu dieser Verordnung 
beigefügten Raster in die Kategorien „Ausgaben für 
Pflichtaufgaben“, „Ausgaben für freiwillige Aufgaben“ 
und „Gemeinkosten“ aufzuteilen, den entsprechenden 
Spalten zuzuordnen und in absoluten Werten in Tau-
send Euro auszuweisen. 2Soweit die sich dabei erge-
bende erste Nachkommastelle 5 oder darüber beträgt, 
ist aufzurunden, liegt sie darunter, ist abzurunden. 3Die 
sich für die Gemeinkosten ergebende Spaltensumme ist 
entsprechend dem Aufteilungsverhältnis zwischen 
Pflichtaufgaben und freiwilligen Aufgaben auf diese 
aufzuteilen. 4Abweichend von der sich aus der Relation 
von Ausgaben für Pflichtaufgaben und freiwilligen 
Aufgaben insgesamt ergebenden Aufteilungsquote für 
die Gemeinkosten kommt für die im Einzelplan 0 er-
fassten Ausgaben eine spezielle Aufteilungsquote mit 
einer Zuordnung zu 90 v.H. zum pflichtigen und zu 
10 v.H. zum freiwilligen Bereich zur Anwendung. 5Um 
den den Gemeinden zur Erfüllung freiwilliger Aufga-
ben verbleibenden Gesamtbetrag zu ermitteln, sind von 
den Gesamteinnahmen die Spaltensumme der Ausga-
ben für Pflichtaufgaben einschließlich der eingerechne-
ten anteiligen Gemeinkosten abzuziehen; der sich dar-
aus ergebende Betrag ist zusätzlich in Relation zu den 
Gesamteinnahmen zu setzen, um auch den Anteilssatz 
des den Kommunen zur Erfüllung freiwilliger Aufga-
ben verbleibenden Gesamtbetrags an den Gesamtein-
nahmen auszuweisen. 
 

§ 21 
Ausblick auf bedarfsprägende Umstände 

Der Ausblick auf bedarfsprägende Umstände nach 
Art. 23 Abs. 2 Nr. 3 FAG, die im zu planenden Haus-
haltsjahr für die vertikale Aufgabenverteilung zwischen 
Staat und Kommunen zu erwarten sind, beinhaltet ne-
ben einer Darstellung der Ergebnisse der letztverfügba-
ren amtlichen Steuerschätzung eine verbale Darstellung 
sich im Zeitpunkt der Entwurfsfassung konkret ab-
zeichnender Neuentwicklungen oder Verlagerungen im 
staatlichen oder kommunalen Aufgabenbestand.“ 

2. Die bisherigen §§ 18 und 19 werden §§ 22 und 23. 

3. In § 23 Abs. 2 Satz 1 werden die Worte „§ 18 Abs. 1“ 
durch die Worte „§ 22 Abs. 1“ ersetzt. 

4. Es wird folgende Anlage angefügt: 
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„Anlage 

 
Raster zur Zuordnung der Ausgabedaten der Jahresrechnungsstatistik 

 
 

 

Gliederungsnummern  
nach der Jahresrechnungsstatistik1)

Ausgaben  
für Pflicht-
aufgaben 

Ausgaben für 
freiwillige 
Aufgaben 

Gemein-
kosten 

0  Allgemeine Verwaltung    
00  Gemeinde-, Kreis- und Bezirksorgane   X2)

01  Rechnungsprüfung   X2)

02  Hauptverwaltung   X2)

03  Finanzverwaltung   X2)

05  Besondere Dienststellen der allgemeinen Verwaltung   X2)

06  Einrichtungen für die gesamte Verwaltung   X2)

08  Einrichtungen und Maßnahmen für Verwaltungsangehörige   X2)

        
1  Öffentliche Sicherheit und Ordnung    

10  Polizei X   
11  Öffentliche Ordnung X   
13  Brandschutz X   
14  Katastrophenschutz, Zivilschutz X   
16  Rettungsdienst X   

        
2  Schulen    

20  Schulverwaltung   X 
211  Grundschulen X   
213  Hauptschulen X   
215  Kombinierte Grund- und Hauptschulen X   
216  Schulformunabhängige Orientierungsstufe X   
22  Realschulen X   
23  Gymnasien, Kollegs X   

240  Berufsschulen X   
243  Wirtschaftsschulen X   
245  Sonstige Berufsfachschulen X   
25  Fachschulen, Fachakademien X   

260  Fachoberschulen X   
265  Berufsoberschulen X   
27  Förderschulen X   
28  Gesamtschulen, Schulzentren X   

290  Schülerbeförderung X   
295  Übrige schulische Aufgaben 50 v.H. 50 v.H.  
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3  Wissenschaft, Forschung, Kulturpflege    
30  Verwaltung kultureller Angelegenheiten   X 
31  Wissenschaft und Forschung 30 v.H. 70 v.H.  

321  Nichtwissenschaftliche Museen, Sammlungen, Ausstellungen 30 v.H. 70 v.H.  
323  Zoologische und Botanische Gärten 30 v.H. 70 v.H.  
331  Theater 30 v.H. 70 v.H.  
332  Musikpflege (ohne Musikschulen) 30 v.H. 70 v.H.  
333  Musikschulen 30 v.H. 70 v.H.  
34  Heimat- und sonstige Kulturpflege 30 v.H. 70 v.H.  

350  Volkshochschulen 30 v.H. 70 v.H.  
352  Büchereien 30 v.H. 70 v.H.  
355  Sonstige Volksbildung 30 v.H. 70 v.H.  
360  Naturschutz und Landschaftspflege X   
365  Denkmalschutz und -pflege X   
37  Kirchliche Angelegenheiten 30 v.H. 70 v.H.  

        
4  Soziale Sicherung    

400 
 

Allgemeine Sozialverwaltung (ohne Verwaltung der Jugendhilfe, 
des Versicherungsamts und des Lastenausgleichsamts)   X 

405  Verwaltung der Grundsicherung für Arbeitsuchende   X 
407  Verwaltung der Jugendhilfe   X 
408  Versicherungsamt   X 
409  Lastenausgleichsverwaltung   X 
410  Hilfe zum Lebensunterhalt (3. Kapitel SGB XII) X   
411  Hilfe zur Pflege (7. Kapitel SGB XII) X   
412 

 
Eingliederungshilfe für behinderte Menschen  
(6. Kapitel SGB XII) X   

413  Hilfen zur Gesundheit (5. Kapitel SGB XII) X   
414 

 
Hilfen zur Überwindung besonderer sozialer Schwierigkeiten, 
Hilfe in anderen Lebenslagen (8. u. 9. Kapitel SGB XII) X   

415 
 

Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung  
(4. Kapitel SGB XII) X   

424 
 

Sozialhilfekosten für jüdische Emigranten aus der ehemaligen 
Sowjetunion X   

429  Hilfen für Asylbewerber X   
431  Soziale Einrichtungen für Ältere (ohne Pflegeeinrichtungen) 30 v.H. 70 v.H.  
432  Soziale Einrichtungen für pflegebedürftige ältere Menschen 70 v.H. 30 v.H.  
433  Soziale Einrichtungen für Behinderte 70 v.H. 30 v.H.  
435  Soziale Einrichtungen für Wohnungslose X   
436  Soziale Einrichtungen für Aussiedler und Ausländer 30 v.H. 70 v.H.  
439  Andere soziale Einrichtungen 30 v.H. 70 v.H.  
44  Kriegsopferfürsorge und ähnliche Maßnahmen X   

451  Jugendarbeit 80 v.H. 20 v.H.  
452  Jugendsozialarbeit, erzieherischer Kinder- und Jugendschutz 80 v.H. 20 v.H.  
453  Förderung der Erziehung in der Familie 80 v.H. 20 v.H.  
454  Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen und in Tagespflege X   
455  Hilfe zur Erziehung X   
456  Hilfe für junge Volljährige/Inobhutnahme X   
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457 
 

Adoptionsvermittlung, Beistandschaft, Amtspflegschaft und -vor-
mundschaft, Gerichtshilfen 70 v.H. 30 v.H.  

458  Sonstige Ausgaben für Jugendhilfemaßnahmen  X  
460  Einrichtungen der Jugendarbeit 50 v.H. 50 v.H.  
461  Jugendwohnheim, Schülerheime, Wohnheime für Auszubildende  X  
462  Einrichtungen der Familienförderung 30 v.H. 70 v.H.  
463 

 
Einrichtungen für werdende Mütter und Mütter oder Väter mit 
Kind(ern) 30 v.H. 70 v.H.  

464  Tageseinrichtungen für Kinder X   
465  Erziehungs-, Jugend- und Familienberatungsstellen 80 v.H. 20 v.H.  
466 

 
Einrichtungen für Hilfe zur Erziehung und Hilfe für junge Voll-
jährige sowie für Inobhutnahme X   

467  Einrichtungen für Mitarbeiterfortbildung  X  
468  Sonstige Einrichtungen der Jugendhilfe  X  
470  Förderung der Wohlfahrtspflege X   
482 

 
Grundsicherung der Arbeitsuchenden nach dem Zweiten Buch 
Sozialgesetzbuch (Hartz IV – SGB II) X   

485  Leistungen nach dem Grundsicherungsgesetz X   
487  Hilfe für Heimkehrer und politische Häftlinge X   
488  Wohngeld X   
489  Sonderschulgesetz X   
49  Sonstige soziale Angelegenheiten 50 v.H. 50 v.H.  

        
5  Gesundheit, Sport, Erholung    

50  Gesundheitsverwaltung   X 
51  Krankenhäuser X   
54  Sonst. Einrichtungen und Maßnahmen der Gesundheitspflege 50 v.H. 50 v.H.  
55  Förderung des Sports 30 v.H. 70 v.H.  
56  Eigene Sportstätten 30 v.H. 70 v.H.  
57  Badeanstalten 30 v.H. 70 v.H.  
58  Park- und Gartenanlagen  X  
59  Sonstige Erholungseinrichtungen  X  

        
6  Bau- und Wohnungswesen, Verkehr    

60  Bauverwaltung   X 
61 

 
Städtebauliche Planung, Städtebauförderung, Vermessung,  
Bauordnung 50 v.H. 50 v.H.  

62  Wohnungsbauförderung und Wohnungsfürsorge  X  
63  Gemeindestraßen X   
65  Kreisstraßen X   
66  Bundes- und Staatsstraßen X   

670  Straßenbeleuchtung X   
675  Straßenreinigung X   
68  Parkeinrichtungen X   
69  Wasserläufe, Wasserbau X   

      
7  Öffentliche Einrichtungen, Wirtschaftsförderung    

70  Abwasserbeseitigung X   
72  Abfallbeseitigung X   
73  Märkte  X  
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74  Schlacht- und Viehhöfe  X  
75  Bestattungswesen X   
76  Sonstige öffentliche Einrichtungen  X  
77  Hilfsbetriebe der Verwaltung   X 
78  Förderung der Land- und Forstwirtschaft  X  
79  Fremdenverkehr, sonstige Förderung von Wirtschaft und Verkehr  X  

        
8 

 
Wirtschaftliche Unternehmen, allgemeines Grund- und  
Sondervermögen    

80  Verwaltung der wirtschaftlichen Unternehmen   X 
810  Elektrizitätsversorgung  X  
813  Gasversorgung  X  
815  Wasserversorgung X   
816  Fernwärmeversorgung  X  
817  Kombinierte Versorgungsunternehmen 25 v.H. 75 v.H.  
82  Verkehrsunternehmen  X  
83  Kombinierte Versorgungs- und Verkehrsunternehmen 20 v.H. 80 v.H.  
84  Unternehmen der Wirtschaftsförderung  X  
85  Land- und forstwirtschaftliche Unternehmen  X  
86  Kur- und Badebetriebe  X  
87  Sonstige wirtschaftliche Unternehmen  X  
88  Allgemeines Grundvermögen  X  
89  Allgemeines Sondervermögen  X  

        
9  Allgemeine Finanzwirtschaft    

90  Steuern, allgemeine Zuweisungen und Umlagen    
  

 
davon: Steuern, allgemeine Zuweisungen und  

sonstige Umlagen   X 
   Gewerbesteuerumlage3) X   
   Kreis- und Bezirksumlage3) X   

91  Sonstige allgemeine Finanzwirtschaft   X 
92   Abwicklung der Vorjahre4)    

 
1) Bereinigt um kalkulatorische Kosten, Zuführungen zum Vermögenshaushalt, Zuführungen zum Verwaltungshaushalt, Zuführungen an 

Rücklagen, Tilgungen und Vereinnahmungen von Krediten und inneren Darlehen, sonstige innere Verrechnungen sowie Abwicklungen 
der Vorjahre. 

2) Die Gemeinkosten des Einzelplans 0 werden nach einer speziellen Aufteilungsquote verteilt: 90 v.H. Zuordnung zu Pflichtaufgaben, 
10 v.H. Zuordnung zu freiwilligen Aufgaben. 

3) Behandlung wie eine Ausgabe für eine Pflichtaufgabe. 
4) Zuordnung entfällt: Gliederungsabschnitt von der Bereinigung nach Fußnote 1 vollständig erfasst.“ 
 

§ 3 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2010 in Kraft.  

Die Präsidentin 

I.V. 

Reinhold Bocklet 
I. Vizepräsident 


